Beschlussvorlage

Fachbereich V
Aktenzeichen: 61 26 01/4-2
Vorlage Nr.: BV/1050/2018

Vorlage fUr die Sitzung
Rat Entscheidung 09.07.2018 offentlich
Ausschuss fur Stadtentwicklung: Umwelt, | Vorberatung 19.06.2018 offentlich
Planung und Verkehr

Beratungsgegenstand: Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 "Peppenhovener Strae"
2. Anderung, Neufassung des Aufstellungsbeschlusses und
Beschluss Uber die friihzeitige Offentlichkeits- und
Behordenbeteiligung

Anmerkungen zu Belangen von Seniorinnen und Senioren und Menschen mit Behinderungen:
keine

HaushaltsmaRige Auswirkungen/Hinweis zur vorlaufigen Haushaltsflinrung:
keine

1. Beschlussvorschlag:

a) Neufassung des Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4
,Peppenhovener Strafe®, 2. Anderung unter Anwendung des § 13 a Baugesetzbuch
- Bebauungsplane der Innenentwicklung -

- als Empfehlung an den Rat -

Das Verfahren zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 ,Peppenhovener StraRe®, 2. Anderung wird gemaR § 2
(1) Baugesetzbuch erneut zur Aufstellung beschlossen und unter Anwendung des § 13 a BauGB
,Bebauungsplane der Innenentwicklung“ ohne Durchfiihrung einer Umweltprifung gemal® § 2 (1) BauGB
durchgefiihrt.

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 4 ,Peppenhovener Strale®,
2. Anderung umfasst eine ca. 2,9 ha groRe Flache im nérdlichen Bereich der Rheinbacher Kernstadt,
nordlich des Bahnhofes. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flst. Nr. 392, 742, 743,
800, 801, 802, 803, 804, 805, 806, 735, 762, 763, 764, 765, 756, 63, 64/1, 64/2, 332, 399, 813, 814, 815,
816, 817, 818, 819, 820, 95, 46/1, 557, 598, 599, 447, 52, und 666, 667, 668, Gemarkung Rheinbach, Flur 4.
Das Plangebiet wird im Norden von der Leberstralle begrenzt. Im Osten verlauft die Plangebietsgrenze
entlang der Kettelerstrale. Die sldliche Abgrenzung wird durch den Verlauf der Keramikerstrale gebildet.
Entlang der westlichen Abgrenzung des Plangebiets verlauft die Aachener Strale. Die genaue Abgrenzung
des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ist dem der Beschlussvorlage beigefiigten Ubersichtsplan zu
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entnehmen. Geringfiigige Anderungen des Plangebiets wihrend der Bearbeitung bleiben vorbehalten.

b) Durchfilhrung der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB und
Durchfilhrung der friihzeitigen Beteiligung der Behorden und der sonstigen Tréager
offentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB

- in eigener Zustandigkeit des Ausschusses fur Stadtentwicklung: Umwelt, Planung und Verkehr —

Die Durchfilhrung der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB sowie die
Durchfuihrung der friihzeitigen Beteiligung der Behdrden und der sonstigen Trager offentlicher Belange
gem. § 4 (1) BauGB zur 2. Anderung des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 4 ,Peppenhovener StraRe
wird beschlossen. Die Gelegenheit zur AuBerung und Erdrterung erfolgt fiir die Offentlichkeit durch den
Aushang des Vorentwurfs des Bebauungsplans.

Die Durchfilhrung der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung ist im amtlichen Mitteilungsblatt ,kultur und
gewerbe* und auf der stadtischen Internetseite offentlich bekannt zu machen. Zusatzlich ist die
Veroéffentlichung in einem zentralen Portal des Landes unter der Internetseite www.uvp.nrw.de
zuganglich zu machen. Die Unterrichtung nach § 3 (1) Baugesetzbuch erfolgt zeitgleich mit der
Beteiligung nach § 4 (1) Baugesetzbuch.

2. Sachverhalt/Rechtliche Wurdigung:

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 4 ,Peppenhovener Strale®,
2. Anderung umfasst eine ca. 2,9 ha groBe Fliche im nérdlichen Bereich der Rheinbacher Kernstadt,
nordlich des Bahnhofes. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flst. Nr. 392, 742, 743,
800, 801, 802, 803, 804, 805, 806, 735, 762, 763, 764, 765, 756, 63, 64/1, 64/2, 332, 399, 813, 814, 815,
816, 817, 818, 819, 820, 95, 46/1, 557, 598, 599, 447, 52, und 666, 667, 668, Gemarkung Rheinbach, Flur 4.
Das Plangebiet wird im Norden von der Leberstralle begrenzt. Im Osten verlauft die Plangebietsgrenze
entlang der KettelerstraBRe. Die stidliche Abgrenzung wird durch den Verlauf der KeramikerstralRe gebildet.
Entlang der westlichen Abgrenzung des Plangebiets verlauft die Aachener Strafte. Die genaue Abgrenzung
des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ist dem der Beschlussvorlage beigefiigten Ubersichtsplan
(Anlage 2)sowie dem Luftbild mit eingezeichnetem Geltungsbereich des Bebauungsplans (Anlage 1) zu
entnehmen. Geringfiigige Anderungen des Plangebiets wahrend der Bearbeitung bleiben vorbehalten.

Im rechtsgultigen Flachennutzungsplan der Stadt Rheinbach sind der westliche Planbereich als
gemischte Bauflache (M), der dstliche Planbereich als Wohnbauflache (W) und der Bereich der
ehemaligen gewerblichen Nutzung als gewerbliche Bauflache (G) dargestellt (siehe Anlage 4). Die
Darstellung im Flachennutzungsplan tragt damit den derzeit bestehenden Nutzungsarten im Plangebiet
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Rechnung. Der fiir das Plangebiet maRgebliche rechtskraftige Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4
.Peppenhovener Strale“, Rechtskraft seit 1968, setzt die Flachen entlang der Keramikerstralie
vorrangig als Gewerbegebiet (GE) fest). Die weiteren, das Gewerbegebiet umschlieRenden Flachen des
Plangebiets, sind als Mischgebiet (MI) festgesetzt (siehe Anlage 5). Im Regionalplan der
Bezirksregierung Koln, Teilabschnitt Region Bonn / Rhein-Sieg (Anlage 3) sind die Flachen des
Plangebiets als Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) dargestellt.

Bereits im Jahr 2012 wurde flir das Plangebiet, welches durch die 0.g. Gemengelage von Gewerbe- und
Wohnnutzungen gekennzeichnet ist, in Hinblick auf eine geordnete stadtebauliche Entwicklung der
Aufstellungsbeschluss zur Anderung des Bebauungsplanes gefasst. Dabei sollten méglichst friihzeitig
Nachnutzungspotenziale insbesondere flir die gewerblich genutzten Bereiche identifiziert werden, um
geeignete Nutzungsszenarien fur den gesamten Baublock zu entwickeln (siehe Beschlussvorlage flr
die Sitzung des Ausschusser fiir Stadtentwicklung: Umwelt, Planung und Verkehr vom 27.03.2012 bzw.
des Rates vom 23.04.2012). Das Planverfahren konnte jedoch aufgrund der ungeklarten betrieblichen
Perspektive der vorhandenen gewerblichen Nutzung nicht weitergefiint werden. Aufgrund der
zwischenzeitlich erfolgten Novelle 2017 des Baugesetzbuches und entsprechender Anderungen der
Baunutzungsverordnung ist zur Weiterfihrung des Planverfahrens die Neufassung des
Aufstellungsbeschlusses erforderlich. Darlber hinaus liegt der beabsichtigten Planung eine gegenlber
dem 2012 gefassten Aufstellungsbeschluss geanderte stadtebauliche Zielvorstellung zugrunde. Zwar ist
die Aufstellung der Bebauungsplananderung weiterhin im beschleunigtem Verfahren nach § 13a BauGB
vorgesehen, aufgrund der herausragenden Bedeutung dieses Projektes fir die stadtebauliche
Entwicklung der Rheinbacher Innenstadt und der 6ffentlichen Fokussierung auf eines der Leitprojekte
des integrierten Handlungskonzeptes ,Masterplan Innenstadt’, Stand 2017, sollen die Blrgerinnen und
Blrger jedoch friihzeitig Uber die Planung unterrichtet werden. Das Plangebiet bildet dabei eines der
beiden groRen Konversionsflachen in der Innenstadt Rheinbachs, die in den néachsten Jahren flr eine
Wohnbauentwicklung umgenutzt werden sollen. GemaR den stadtebaulichen Zielen des Masterplanes
soll dort eine neue Adresse mit gemischten Wohnformen am Bahnhof geschaffen werden. Die
Masterplanung schlagt hierbei eine maximal dreigeschossige, weitestgehend geschlossene Bebauung
zur Betonung der Blockrander vor. Im Innern des Quartiers soll gemaR des Integrierten
Handlungskonzeptes ,Masterplan Innenstadt” eine etwas aufgelockerte Bebauung mit geringerer
Dichte, erganzt mit Geschosswohnungsbau, angeboten werden. Auf dieser Grundlage ist tiberschlaglich
die Verwirklichung von rund 130 neuen Wohneinheiten maéglich, die gemaR der Darstellung im
Integrierten Handlungskonzept ,Masterplan Innenstadt* Uber eine Ringstrale mit zwei kleinen
Knotenpunkten an der Leberstralle erschlossen werden.

Bebauungsplan

Nach zwischenzeitlich erfolgter Aufgabe der gewerblichen Nutzung erwarb eine lokale Investorengruppe
die Gewerbeflachen und plant derzeit die bauliche Entwicklung. Das dem zugrundeliegende
stadtebauliche Konzept (siehe Anlage 6) wurde dem Ausschuss fur Stadtentwicklung: Umwelt, Planung
und Verkehr in seiner Sitzung am 20.03.2018 von den investorenseitig beauftragten Planern vorgestellt.
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Der Ausschuss nahm die vorgelegte Planung zustimmend zur Kenntnis. In diesem Zusammenhang wird
auf die von den Planern vorgestellte Prasentation (siehe Niederschrift zur Sitzung vom 20.03.2018)
verwiesen.

Darauf aufbauend wurde von den beauftragten Planern in Abstimmung mit der Verwaltung
zwischenzeitlich der Vorentwurf des Bebauungsplans erstellt. Dieser sieht die Ausweisung eines
Allgemeinen Wohngebiets (WA) vor. Lediglich entlang der Aachener StraBe und im nordwestlichen
Abschnitt der Leberstrae soll aufgrund der vorhandenen Nutzungsstruktur das bestehende
Mischgebiet (MI) planungsrechtlich fortgeflinrt werden. Die interne ErschlieRung des Plangebiets sieht
zwei Ausfahrten auf die Keramikerstrae und eine Ausfahrt auf die Leberstralle in Form offentlicher
Verkehrsflachen vor. Die StraRen sollen verkehrsberuhigt ausgebaut werden. Innerhalb der
Verkehrsflachen sollen Besucherstellplatze untergebracht und eine begleitende Begrinung der
offentlichen Flachen realisiert werden. Die genaue Ausbauplanung erfolgt im Anschluss an das
Planverfahren. Entlang der offentlichen Verkehrsflachen soll die Bebauung, abweichend von den
Zielvorstellungen des Integrierten Handlungskonzeptes ,Masterplan Innenstadt®, grofitenteils in Form
von Geschosswohnungsbau mit drei Vollgeschossen und zusatzlichem Staffelgeschoss realisiert
werden. Im Bereich der Keramikerstrale soll ein viergeschossiger Baublock mit zusatzlichem
Staffelgeschoss in U-Form als stadtebauliche Dominante entstehen. Die geplante bauliche
Nachverdichtung soll insgesamt in Form von Geb&uden mit Flachdach realisiert werden. Um die
planungsrechtlich beabsichtigte Errichtung eines Staffelgeschosses gemal des stadtebaulichen
Konzeptes zu sichern, sollen im Bebauungsplan neben den maximal zulassigen Gebaudehdhen (13,0
m bzw. 16,4 m) die maximal zulassigen Attikahohen je Gebaude (10,5 m bzw. 13,9 m) festgesetzt
werden. So soll die stadtebauliche beabsichtigte Wahrnehmung von maximal drei bzw. vier
Voligeschossen aus dem offentlichen Raum heraus gewahrt werden. Gemal der Planung kénnen auf
dem Gelande der ehemals gewerblich genutzten Flachen demnach bis zu 235 Wohneinheiten realisiert
werden.

An die ehemals gewerbliche Nutzung im Nordwesten angrenzend soll im Zuge der Bauleitplanung auf
einer ebenfalls bisher gewerblichen genutzten Flache zusatzlich die Méglichkeit der Uberbauung zu
Wohnzwecken geschaffen werden. Zudem sieht die Planung die bauliche Nachverdichtung im
rickwartigen Bereich der bestehenden Mehrfamilienhausbebauung im Bereich Kettelerstrale /
Leberstralle vor. Bei vollstandiger Realisierung der vorgenannten Planung kénnen im Plangebiet
demnach ca. 287 Wohneinheiten bereitgestellt werden. Die entspricht einer hinzutretenden Anzahl von
ca. 590 Einwohnern. Um die geplante Dichte zu gewahrleisten, ist dafiir die Uberschreitung der gem. §
17 BauNVO maximal zulassigen Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4 notwendig. Im Allgemeinen
Wohngebiet (WA) soll daher die Grundflachenzahl auf 0,45 erhdht werden. Um der ausreichenden und
stadtebaulich vertraglichen Unterbringung des ruhenden Verkehrs Rechnung zu tragen, sollen die
bauordnungsrechtlich notwendigen Stellplatze in Tiefgaragen untergebracht werden. Um dies
planungsrechtlich  sicherzustellen, sollen zusatzlich auferhalb von Gebduden Flachen fir
Gemeinschaftsgaragen (Tiefgargagen) festgesetzt werden. Fir diese Nutzungen ist ebenfalls eine
Uberschreitung der zuléssigen GRZ von 0,4 erforderlich. Fiir die Anlage von Tiefgaragen auBerhalb von
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Gebauden soll daher eine GRZ-Uberschreitung bis zu einem Wert von 0,8 ermdglicht werden. Die
jeweiligen Tiefgaragenzufahrten werden zu Uberwiegenden Teil Gber die geplante interne ErschlieBung
angebunden. Der obere Abschluss der Tiefgaragen aullerhalb von Geb&uden soll intensiv begriint
werden. Der u-formige StralRenabschnitt mit Anbindungen an die KeramikerstraRe soll als
Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung festgesetzt werden, um fir den Innenbereich eine
Verkehrsberuhigung zu erreichen und die Attraktivitat flir mogliche Schleichverkehre durch das Gebiet
zu minimieren. Zudem soll dadurch die Nutzungsmadglichkeit und verkehrliche Sicherheit des
offentlichen Raums fiir alle Verkehrsteilnehmer und Altersgruppen erhoht werden.

Die hinzutretenden uberbaubaren Grundstiicksflachen im Nordwesten und Nordosten des Plangebiets
sollen separat an die Aachener Strafle bzw. die Leberstrale durch Grundstiicksausfahrten verkehrlich
angebunden werden. Eine separate Ausweisung Offentlicher Verkehrsflachen ist hierzu nicht
erforderlich. Auf Grundlage der geplanten Erschliefungskonzeption ist die offentlich-rechtliche
ErschlieBung der hinzutretenden Uberbaubaren Grundstiicksflachen planungsrechtlich insgesamt
gesichert. Auf Grundlage der geplanten ErschlieRungskonzeption kann zukinftig die fuBlaufige und
fahrradgebundene Anbindung des nérdlich und nordwestlich des Plangebiets gelegenen Stadtgebiets in
Richtung des Rheinbacher Bahnhofes sowie weiterfuhrend in die Rheinbacher Innerstadt deutlich
attraktiviert werden.

Aufgrund der geplanten baulichen Entwicklung im Bereich der ehemals gewerblich genutzten Flachen
ist fr die in diesem Bereich vorhandenen sozialen Nutzungen entlang der Keramikerstrale zeitnah ein
entsprechender Ersatzstandort zu sichern. In diesem Zusammenhang hat die Verwaltung eine
entsprechende stadtebauliche Konzeption erarbeitet. Diese ist der Anlage 6 zu entnehmen. Hierbei
sollen die im Bebauungsplangebiet Rheinbach Nr. 60 ,Am Getreidespeicher* gelegenen Teilflachen der
bisher als P&R- Anlage genutzten Flachen zwischen den Flachen der Deutschen Bundesbahn und der
Keramikerstrale sldlich des Plangebiets fiir einen entsprechenden Ersatzstandort Gberplant und als
Gemeinbedarfsflachen mit der Zweckbestimmung: sozialen Zwecken dienende Einrichtungen
ausgewiesen werden. Die Kosten fiir die Herstellung der baulichen Anlagen zur Unterbringung der
sozialen Nutzungen sollen von der Investorengruppe Ubernommen werden. Die verbleibenden Flachen
sollen ostlich der geplanten Bebauung als Mobilstandort u.a. zur Unterbringung von
Fahrradabstellanlagen und einer E-Bike-Station ausgebaut werden. Die Flachen westlich der geplanten
Bebauung sollen ebenfalls ausgebaut und weiterhin als P&R- Anlage zur Verfigung gestellt werden.
Entlang der Keramikerstra3e soll zugunsten des Liickenschlusses im Uibergeordneten Fahrradwegenetz
in diesem Bereich zudem ein durchgéangig begleitender Ful- und Radweg realisiert werden. Die
Uberplanung  dieser Flachen ist aufgrund des Nutzungszusammenhangs teilweise im
Sachzusammenhang mit dem vorliegenden Planverfahren zu sehen, jedoch nicht Bestandteil des in
Rede stehenden Bauleitplanverfahrens. Die Verwaltung wird hierzu den entsprechenden
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 60 ,Am Getreidespeicher® in einem separaten Bauleitplanverfahren
zeitnah andern.
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Im Vorfeld der Planung wurde hinsichtlich des Bauantrages zum erforderlichen Abbruch der
vorhandenen baulichen Anlagen, die im Zusammenhang mit der ehemaligen gewerblichen Nutzung
stehen, ein Rlckbau- und Entsorgungskonzept erstellt. Die genauen Aussagen der Konzeption sind der
Anlage 13, (BV Keramikerstrale Rheinbach, M&P Ingenieurgesellschaft, Stand 13.12.2017, nur im
Ratsinformationssystem) zu entnehmen.

Im Zuge des Planverfahrens wurden zwischenzeitlich eine artenschutzrechtliche Priifung
(Artenschutzprifung Stufe | (Vorprifung), RMP Stephan Lenzen Landschaftsarchitekten, Stand
02.02.2018, siehe Anlage 9), ein Verkehrsgutachten (Verkehrsuntersuchung fiir die Projektentwicklung
,MAJOLIKA - Quartier* in Rheinbach, IGEPA Verkehrstechnik GmbH, Dipl.-Ing. Markus Geuenich,
Stand 19.05.2018, siehe Anlage 10) sowie eine schalltechnische Untersuchung (Schalltechnische
Untersuchung zum Bebauungsplan ,Majolika-Quartier Keramikerstrale / Aachener Stralle /
LeberstraBe in Rheinbach, Gutachten Nr. 17 02 036/01, Kramer Schalltechnik GmbH, Stand
30.01.2018, siehe Anlage 11) erstellt. Die wesentlichen Aussagen der vorliegenden Fachgutachten
werden nachfolgend kurz dargestellt. Weiterfuhrende Darstellungen und Inhalte sind den
Fachgutachten, die im Ratsinformationssystem zum Download zur Verfligung stehen, zu entnehmen:

1. Artenschutzprifung Stufe | (Vorprifung), RMP Stephan Lenzen Landschaftsarchitekten
(Anlage 9, nur im Ratsinformationssystem)

Gemal dem Ergebnis der artenschutzrechtlichen Vorpriifung sind in Bezug auf mdgliche
Fledermausvorkommen  artenschutzrechtliche  VermeidungsmaBnahmen erforderlich, da nicht
vollstandig auszuschlielen ist, dass sich insbesondere in den Wohngebauden an der Keramikerstrale
Nr. 7, 9 und 15 Zwergflederméuse wahrend der aktiven Phase im Sommer und wahrend der Winterruhe
aufhalten. Diese Gebaude sollten daher mdglichst im Zeitraum von Mitte Mérz bis Ende April oder Mittel
August bis Ende Oktober abgebrochen werden. Zu diesem Zeitpunkt liegt weder eine Jungenaufzucht
(Sommer) noch eine Winterruhe vor, so dass Fledermause bei Beginn der Abbrucharbeiten schadlos
ausfliegen konnen. Sofern der Abbruch in diesen Zeitrdumen nicht moglich ist, sind im Mai und Juni
Gebaudeuntersuchungen (Detektor, ggf. Endoskopie) wahrend der Wochenstubenzeit der Fledermause
in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehdrde durchzufiihren.

Das Vorkommen planungsrelevanter Vogelarten auf dem Gelande der ehemaligen Keramikfabrik kann
aus fachlicher Sicht ausgeschlossen werden. In den Nischen des Geb&udebestands sind jedoch
siedlungstypische Vogelarten, wie z.B. Hausrotschwanz und Amsel in geringer Dichte mdglich. Das
Vorkommen des Mauerseglers ist unwahrscheinlich, da diese meist in hdheren (3-geschossigen)
Gebauden briten. Auf den Grinflachen der Wohnbebauung in der Kettelerstrae Nr. 5 bis 9 wurden
Haussperling, Stieglitz, Amsel und Buchfink festgestellt. Weiterhin ist dort ein Vorkommen von
Zaunkonig, Heckenbraunelle und Meisenarten mdglich. Aus gutachterlicher Sicht werden jedoch
artenschutzrechtliche Vermeidungsmalinahmen fiir Vogel erforderlich. Demnach sollte der Abbruch der
Gebaude der ehemaligen Keramikfabrik moglichst auBerhalb der Vogelbrutzeit durchgeflihrt werden
(Brutbeginn von Hausrotschwanz und Amsel ist in der Regel Anfang April). Der Verlust einzelner
Niststandorte dieser Vogelarten ist unter Beachtung der oben genannten Vermeidungsmafnahmen aus
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artenschutzrechtlicher Sicht unbedenklich, da die Okologische Funktion dieser verbreiteten und
ungefahrdeten Arten im raumlichen Zusammenhang grundsatzlich erhalten bleibt. Zudem werden zur
Starkung des Bestandes siedlungstypischer Fledermaus- und Vogelarten in Rheinbach als ergéanzende
ArtenschutzmaBnahmen die Anbringung von wartungsfreien Quartieren flir Fledermause und Nisthilfen
fir gebaudebritende Vogelarten (Hausrotschwanz, Mauersegler) unter der Dachkante oder in
Traufkdsten an den sidlich und sidwestlich ausgerichteten Gebaudefassaden vorgeschlagen.
Vorgezogene AusgleichsmaBnahmen (CEF-MaBnahmen / Continous Ecological Functionality-
measures) sind nicht erforderlich. Gehdlzrodungen sind gemal den Bestimmungen des § 39 (5)
BNatSchG (allgemeiner Schutz wild lebender Tiere) auerhalb der Zeit zwischen dem 1. Marz und dem
30. September durchzuflihren. Unter Einhaltung der v. g. Vermeidungsmanahmen ist das Eintreten
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande nach § 44 Abs. 1 Nm. 1 - 3 BNatSchG (Zugriffsverbote)
demnach nicht zu erwarten.

2. Verkehrsuntersuchung fir die Projektentwicklung ,MAJOLIKA - Quartier* in Rheinbach, IGEPA

Verkehrstechnik GmbH, Dipl.-Ing. Markus Geuenich (Anlage 10, nur im Ratsinformationssystem)
Im Rahmen des Verkehrsgutachtens wurden die verkehrlichen und leistungstechnischen Auswirkungen
des Plangebietes auf das StraBennetz sowie die unmittelbar benachbarten Knotenpunkte ermittelt und
dargestellt. Aus den im Rahmen des Vorhabens angenommenen Nutzungen sind insgesamt 937 Kfz-
Fahrten/Tag, respektive 76 Kfz-Fahrten/h in der Morgenspitzenstunde und 95 Kfz-Fahrten/h in der
Nachmittagsspitzenstunde, zu erwarten. Die Auswirkungen der prognostizierten Zusatzverkehre auf die
untersuchten Knotenpunkte sind aus leistungstechnischer Sicht vertraglich. Die Verkehrsbelastungen
der umliegenden Stralenziige sind auch mit den zusatzlichen Verkehren aus der
Grundstticksentwicklung verkehrstechnisch vertretbar. Zudem wurde fiir die geplante Nachverdichtung
ein vorhabenbezogenes Mobilitatskonzept erstellt. Die genauen Aussagen hierzu sind der Anlage 12
(nur im Ratsinformationssystem) zu entnehmen.

3. Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan ,Majolika-Quartier* Keramikerstralle /
Aachener StralRe / Leberstrale in Rheinbach, Gutachten Nr. 17 02 036/01, Kramer Schalltechnik
GmbH
(Anlage 11, nur im Ratsinformationssystem)

Aus dem Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung geht hervor, dass aufgrund der

Verkehrslarmimmissionen der umgebenden offentlichen Strallenverkehrsflachen, der 6ffentlichen

Parkplatze sowie der Bahnstrecke 2645 Bonn - Euskirchen im Plangebiet passive

Schallschutzmafinahmen an Gebauden erforderlich werden. Hierzu soll das Plangebiet auf Grundlage

der Darstellungen und Berechnungen der schalltechnischen Untersuchung in einzelne raumliche

Bereiche aufgegliedert werden.
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3. Verfahren

Bebauungsplanverfahren

Gemal § 13a (1) Baugesetzbuch kann ein Bebauungsplan fir die Wiedernutzbarmachung von Flachen,
die Nachverdichtung oder andere MaRnahmen der Innenentwicklung (Bebauungsplan der
Innenentwicklung) im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulassige
Grundflache im Sinne des § 19 (2) der Baunutzungsverordnung oder eine GroRe der Grundflache
festgesetzt wird von insgesamt:

= weniger als 20.000 m? oder

= 20.000 m? bis weniger als 70.000 m?, wenn auf Grund der Vorprifung des Einzelfalls zu erwarten
ist, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat.

Der Bebauungsplan dient der stadtebaulichen Neuordnung bereits vorhandener Wohn- und
Mischbauflachen sowie der Neuausweisung von Wohnbauflachen im Bereich ehemaliger gewerblich
genutzter Flachen. Zudem sollen neu festzusetzende offentliche Verkehrsflachen die hinzutretenden
Wohnbauflachen im Blockinnenbereich erschlieBen. Das Planverfahren dient damit vordringlich der
baulichen Nachverdichtung und stadtebaulich beabsichtigten Nachnutzung innerhalb eines bereits
erschlossenen Quartiers.

Durch die Berticksichtigung der geplanten Festsetzung von 6ffentlichen Verkehrsflachen sowie der
Festsetzung von Grundflachenzahlen gemaR § 19 Abs. 2 Baunutzungsverordnung auf den privaten
Grundstticksflachen bereitet der Bebauungsplan mit einer Gesamtflache des Geltungsbereichs von ca.
28.800 m? folglich eine versiegelbare Flache von ca. 12.700 m? vor. Demnach wird der in § 13a (1)
Satz2 Nr.1 BauGB festgelegte Schwellenwert von 20.000 m? nicht erreicht. Eine Pflicht zur
Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung liegt damit nicht vor. Da auch keine Anhaltspunkte
fir eine Beeintrachtigung von Natura-2000-Gebieten (Vogelschutzgebiet / FFH-Gebiet) bestehen, darf
der Bebauungsplan als Plan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB
aufgestellt werden. Im beschleunigten Verfahren wird von der Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB
und dem Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen.

Unabhangig davon werden die wesentlichen Auswirkungen der Planung auf verschiedene
Umweltbelange untersucht, um im Sinne der Naturschutzgesetze und des § 1 (6) Nr. 7 BauGB die
Belange von Natur und Landschaft darzustellen und fiir die Bauleitplanung aufzubereiten. Gegenstande
der Betrachtung sind dabei die Tier- und Pflanzenwelt, der Naturhaushalt sowie die Auswirkungen auf
den Mensch und seine Gesundheit.

Berichtigung des Flachennutzungsplanes

Ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen des Flachennutzungsplans abweicht, kann nach § 13 a
BauGB auch aufgestellt werden, bevor der Flachennutzungsplan geandert oder erganzt ist. Die geordnete
stadtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf nicht beeintrachtigt werden.

Die Darstellung von Wohn- und Mischbauflachen im rechtsglltigen Flachennutzungsplan deckt sich
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grundsatzlich mit den Planungsabsichten. Eine wesentliche Abweichung besteht jedoch im Hinblick auf die
Darstellung der gewerblichen Flachen. Mit der Uberplanung der gewerblichen Flachen hin zu Wohnzwecken
werden die allgemeinen Grundzlige der Planung jedoch nicht berlihrt. Zudem formuliert die in Rede
stehende Planung die langfristige stadtebauliche und planungsrechtliche Zielvorstellung der Stadt Rheinbach
fur die Flachen nordlich des Rheinbacher Bahnhofes. Die Berichtigung des Flachennutzungsplanes wird
unverziglich nach Rechtskraft des Bebauungsplanes durch die Verwaltung vorgenommen. Das
landesplanerische Einvernehmen der Bezirksregierung Koln liegt mit Schreiben vom 17.07.2012
einschlieflich einzelner Hinweise vor.

Die Durchfiihrung der stadtebaulichen MaRnahmen sollen auf die Investorengruppe Ubertragen werden.
Dazu gehort u.a. die Ausarbeitung der stadtebaulichen Planungen auf eigene Kosten, die Neuordnung
der Grundstiicksverhaltnisse sowie die Erschliefung des Baugebietes. Hierzu sind mit dem Investor
noch die erforderlichen stadtebaulichen Vertrage gem. § 11 BauGB abzuschlieBen und dem
zustandigen Fachausschuss und dem Rat vor Satzungsbeschluss zur Beschlussfassung vorzulegen.
Hierbei sollen auch die im stadtebaulichen Konzept vorgesehene Errichtung des Spielplatzes sowie die
Kostenregelung zur Herstellung der baulichen Anlagen des Ersatzstandortes fiir die Unterbringung der
sozialen Nutzungen auf den sidlich des Plangebiets gelegenen Flachen vertraglich verbindlich
gesichert werden. Als private Mallnahme A 02 des Masterplanes Innenstadt (siehe
MaRnahmenibersicht integriertes Handlungskonzept ,Masterplan Innenstadt) kénnen fir dieses
Projekt grundsatzlich keine Mittel aus einer Stadtebauforderung generiert werden. Daher ist die
Durchfiihrung der MaBnahme auch vor der angestrebten Stadtebauférderung fiir das integrierte
Handlungskonzept nicht forderschadlich.

4. Weiteres Vorgehen
Um die notwendigen Verfahrensschritte fortzufiihren, schlagt die Verwaltung vor, folgende Beschliisse
zu fassen:

a) Neufassung des Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4
~Peppenhovener StraRe“, 2. Anderung unter Anwendung des § 13 a Baugesetzbuch -
Bebauungsplane der Innenentwicklung -

Der Beschluss uber die Neufassung des Aufstellungsbeschlusses des Bebauungsplanes Rheinbach Nr.
4 Peppenhovener Strake®, 2. Anderung ist im amtlichen Mitteilungsblatt ,kultur und gewerbe* und auf
der stéadtischen Internetseite zu veréffentlichen. Zuséatzlich ist die Veréffentlichung in einem zentralen
Portal des Landes unter der Internetseite www.uvp.nrw.de zuganglich zu machen.

GemaR § 13 a Abs. 3 BauGB ist bei der Aufstellung eines Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren
ortsublich bekannt zu machen, dass der Bebauungsplan ohne Durchfiihrung einer Umweltpriifung nach § 2
Abs. 4 aufgestellt werden soll.

Im Ubrigen gelten im Verfahren gemaR § 13 b Baugesetzbuch die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens
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nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. Demnach wird von
- der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4,
- dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB und

- der Angabe in der 6ffentlichen Bekanntmachung zur Planauslage nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB,
welche Arten umweltbezogener Informationen verfligbar sind sowie

- der zusammenfassenden Erklarung nach § 6 a Abs. 1 und § 10 a Abs. 1 BauGB abgesehen. § 4 ¢
BauGB ist ebenfalls nicht anzuwenden.

Nach § 13 a Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB ist die Erbringung von 6kologischem Ausgleich
nicht erforderlich, dennoch missen die naturschutzrechtlichen Belange beachtet werden.

b) Durchfiihrung der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB und
Durchfilhrung der friihzeitigen Beteiligung der Behorden und der sonstigen Trager
offentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB

Die Verfahrenserleichterung des § 13 a (2) Nr. 1 i.V.m. § 13 (2) Nr. 1 BauGB wird nicht in Anspruch
genommen. Vielmehr wird im Sinne einer effektiven friihzeitigen Abstimmung eine Offentlichkeits- und
Behordenbeteiligung gem. (§§ 3 (1) und 4 (1) BauGB) fiir den Zeitraum eines Monats durchgefihrt. Zur
Vorbereitung der Beratung und der Beschlussfassung wird auf die in der Anlage beigefugten Unterlagen
verwiesen. Aufgrund der Fiille des Datenmaterials sind die Fachgutachten in der Sitzungsvorlage nicht
abgedruckt. Sie stehen jedoch digital im Ratsinformationssystem zur Verfugung und liegen wahrend der
Sitzung zur Einsichtnahme aus.

Die Durchfilhrung der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung ist im amtlichen Mitteilungsblatt ,kultur und
gewerbe und auf der stadtischen Internetseite offentlich bekannt zu machen. Zusatzlich ist die
Veroéffentlichung in einem zentralen Portal des Landes unter der Internetseite www.uvp.nrw.de
zuganglich zu machen. Die Unterrichtung nach § 3 (1) Baugesetzbuch erfolgt zeitgleich mit der
Beteiligung nach § 4 (1) Baugesetzbuch.

Rheinbach, den 01.06.2018

gez. Stefan Raetz gez. Margit Thunker-Jansen

Birgermeister Fachbereichsleiterin
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Anlagen:

Anlage 1
Anlage 2
Anlage 3
Anlage 4
Anlage 5
Anlage 6
Anlage 7
Anlage 8

Anlage 9

Anlage 10

Anlage 11

Anlage 12

Anlage 13

BV/1050/2018

Luftbild mit Einzeichnung des Geltungsbereiches des Rheinbach Nr. 4 ,Peppenhovener
StraRe*, 2. Anderung

Lageplan mit Einzeichnung des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Rheinbach Nr.
4 Peppenhovener Strae*, 2. Anderung

Auszug aus dem rechtsgultigen Regionalplan

Auszug aus dem rechtsgultigen Flachennutzungsplan

rechtskraftiger Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 ,Peppenhovener Strale*
stadtebaulicher Entwurf, NEUNWERK Architekten

zeichnerischer Teil zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 ,Peppenhovener Strafle®,
2. Anderung, Stand Vorentwurf

Begriindung zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 ,Peppenhovener Stralle®,
2. Anderung, Stand Vorentwurf

Artenschutzpriifung Stufe | (Vorpriifung), RMP Stephan Lenzen Landschaftsarchitekten,
Stand 02.02.2018 (nur im Ratsinformationssystem)

Verkehrsuntersuchung fur die Projektentwicklung ,MAJOLIKA - Quartier* in Rheinbach,
IGEPA Verkehrstechnik GmbH, Dipl.-Ing. Markus Geuenich, Stand 19.05.2018 (nur im
Ratsinformationssystem)

Schalltechnische ~ Untersuchung  zum  Bebauungsplan  ,Majolika-Quartier*
Keramikerstralle / Aachener StralRe / LeberstralRe in Rheinbach, Gutachten Nr. 17 02
036/01, Kramer  Schalltechnik  GmbH, Stand  30.01.2018  (nur im
Ratsinformationssystem)

Vorhabenbezogenes Mobilitatskonzept flr die Projektentwicklung ,MAJOLIKA — Quar
tier" in Rheinbach, IGEPA Verkehrstechnik GmbH, Dipl.-Ing. Markus Geuenich, Stand
09.02.2018 (nur im Ratsinformationssystem)

Rickbau- und Entsorgungskonzept, BV KeramikerstraBe Rheinbach, M&P
Ingenieurgesellschaft, Stand 13.12.2017 (nur im Ratsinformationssystem)

Seite 11 von 11



	FLD_VONAME
	Gremium
	Beratungsfolge
	SMC_BM_VOTEXT5
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage

